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Stadt Detmold 
 
256 Allgemeinverfügung der Stadt Detmold zur 

kontaktreduzierten Umsetzung von arbeitspoli-
tischen Fördermaßnahmen des Ministeriums 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (MAGS) für Maßnah-
men zur Bekämpfung von übertragbaren 
Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung 
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten 
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) vom 
26.03.2020 

 
Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2, des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) i.V.m. § 3 
der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) vom 28. Novem-
ber 2000, und §§ 35 Satz 2, 41 Verwaltungsverfahrensge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) in 
Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes NRW vom 18. März 
2020 zur kontaktreduzierten Umsetzung von arbeitspoliti-
schen Fördermaßnahmen erlässt der Bürgermeister der 
Stadt Detmold als örtliche Ordnungsbehörde für das Gebiet 
der Stadt Detmold zur Verhütung der Weiterverbreitung 
von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen („Corona-Virus”) in Er-
gänzung der bisherigen Allgemeinverfügungen zu kontakt-
reduzierenden Maßnahmen die nachfolgende Allgemein-
verfügung: 
 
1.  Die Einrichtungen gemäß der nachfolgenden Förder-

programme sind ab dem 23.03.2020 für den Publi-
kumsverkehr zu schließen: 

 
• Beratung von Unternehmen zur Fachkräftesiche-

rung, Potentialberatung (Einschränkung siehe Punkt 
4), 

 
• Weiterbildungsberatung im Rahmen des Pro-

gramms Kompetenzentwicklung durch Bildungs-
scheckverfahren 

• (Einschränkung siehe Punkt 4), 
• Beratung zur beruflichen Entwicklung/Anerkennung 

Kompetenzen, 
• Förderung von Erwerbslosenstellen und Arbeitslo-

senzentren 
• Regionalagenturen 

 
2.  Die unter 1 genannten Einrichtungen stehen weiterhin 

vollständig telefonisch zur Verfügung bzw. werden voll-
ständig im Sinne des Zuwendungsbescheids telefo-
nisch verfügbar. Alle Einrichtungen sind aufgefordert, 
ihren Web-Auftritt und ihre Angebote im Internet im 
Rahmen der bestehenden Förderung auszubauen. 

 
3.  Die unter 1. und 2. getroffenen Anordnungen gelten 

auch für 
 

• das Beratungsprojekt „Arbeitnehmerfreizügigkeit fair 
gestalten” (Arbeit und Leben NRW, Düsseldorf) und 

 

 
• Servicestelle faire Zeitarbeit und Werkverträge 

(Technologieberatungsstelle NRW, Düsseldorf). 
 
4.  Die Beratungsgespräche zur Ausstellung von Schecks 

für die Förderprogramme Beratung von Unternehmen 
zur Fachkräftesicherung, Potentialberatung und Kom-
petenzentwicklung von Beschäftigten durch Bildungs-
scheckverfahren erfolgen telefonisch oder per Vide-
ochat. Bei positivem Beratungsergebnis können die In-
teressenten kurz die Beratungsstelle aufsuchen, um 
notwendige Dokumente vorzulegen und um das Bera-
tungsprotokoll und die notwendigen subventionserheb-
lichen Erklärungen zu unterschreiben. 

 
5.  Die durchzuführenden Tätigkeiten im Rahmen der ESF 

Förderprogramme  
 

• Ausbildungsprogramm NRW 
• Kooperative Ausbildung an Kohlestandorten in 

Nordrhein-Westfalen 
• 100 zusätzliche Ausbildungsplätze für Jugendliche 

und junge Erwachsene mit Behinderung in Nord-
rhein-Westfalen 

• Teilzeitberufsausbildung 
• öffentlich geförderte Beschäftigung erfolgen so weit 

wie möglich telefonisch oder elektronisch 
 
6.  Diese Regelungen gelten zunächst bis zum 19.04.2020 

(24 Uhr). 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 
und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung 
als bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt durch Veröf-
fentlichung im Kreisblatt des Kreises Lippe. Im Internet ist 
sie einsehbar unter www.detmold.de. 
 
Begründung: 
 
Aufgrund der Erlasse des Ministeriums für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales NRW (MAGS) vom 10.3.2020, 13.3.2020, 
15.03.2020,17.03.2020 und 18.03.2020 hat die Stadt Det-
mold bereits umfangreiche Einschränkungen des öffentli-
chen Lebens in verschiedenen Bereichen angeordnet. Die-
se Allgemeinverfügung erfolgt in Ergänzung der Allgemein-
verfügungen und in Umsetzung des Erlasses des Ministeri-
ums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW vom 
18.03.2020. 
 
Die angeordneten Maßnahmen ergehen auf Grund der 
derzeitigen Einstufung der Verbreitung des neuen Corona-
virus (Sars-CoV-2) als Pandemie durch die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO). Die WHO definiert eine Pande-
mie als eine Situation, in der die ganze Weltbevölkerung 
einem Erreger potenziell ausgesetzt ist und "potenziell ein 
Teil von ihr erkrankt". Zudem besteht auf Grund der Risiko-
bewertung des Robert Kochs Instituts weiterhin auf globa-
ler Ebene eine sich sehr dynamisch entwickelnde und ernst 
zu nehmende Situation, mit zum Teil schweren und auch 
tödlichen Krankheitsverläufen. Mit weiteren Fällen, Infekti-
onsketten und Ausbrüchen muss in Deutschland gerechnet 
werden. Aktuell hat das Robert-Koch-Institut seine Ein-
schätzung zur Gefahr durch das Coronavirus für die Bevöl-
kerung inzwischen als „hoch” eingestuft (Stand 
17.03.2020). Das Virus SARS-CoV-2 breitet sich derzeit 
auch in Detmold immer weiter aus. 
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Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-
CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils 
mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Perso-
nen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch zu 
Mensch kommen. 
 
Im Hinblick auf die Wirksamkeit der Gesamtmaßnahmen ist 
die Schließung für den Publikumsverkehr und die sonstigen 
Schutzmaßnahmen auf die arbeitspolitischen Fördermaß-
nahmen des MAGS auszudehnen. Hier kommen beson-
ders viele Personen zusammen, so dass ein hohes Infekti-
onsrisiko besteht. Die Maßnahmen sind erforderlich und 
verhältnismäßig. Es können keine Schutzmaßnahmen ge-
troffen werden, die gleich effektiv, aber weniger eingriffsin-
tensiv sind. 
 
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen 
in den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen 
Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich 
und verhältnismäßig, weitere kontaktreduzierende Maß-
nahmen zur Beeinflussung – insbesondere Verzögerung – 
der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten 
zu unterbrechen. 
 
Die Anordnungen sind kraft Gesetzes sofort vollziehbar 
nach § 28 Abs. 3 i.V.m § 16 Abs. 8 IfSG. Eine Klage hat 
keine aufschiebende Wirkung.  
Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese 
Anordnungen wird hingewiesen (§ 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 
Infektionsschutzgesetz wird hingewiesen.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungs-
gericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 
3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift 
des Urkundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch 
Übertragung eines elektronischen Dokuments nach Maß-
gabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- 
und der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 
24.11.2017 (BGBI. S. 3803) einzureichen. 
 
 
Heller 
Bürgermeister der Stadt Detmold 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2020 
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Gemeinde Schlangen 
 
257 Allgemeinverfügung der Gemeinde Schlangen 

zum Betretungsverbot von Gemeinschaftsein-
richtungen im Sinne des § 33 Nummern 1 und 
2 Infektionsschutzgesetz (IfSG)  zur Verhinde-
rung der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-
2 vom 25.03.2020 

 
Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) i.V.m. § 3 
der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) vom 28. Novem-
ber 2000 und §§ 35 Satz 2, 41 Verwaltungsverfahrensge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) erlässt 
der Bürgermeister der Gemeinde Schlangen als örtliche 
Ordnungsbehörde zur Verhinderung der weiteren Ausbrei-
tung von SARS-CoV-2-Infektionen folgende Allgemeinver-
fügung: 
 
1. Sämtliche Kindertageseinrichtungen, Kindertagespfle-

gestellen, Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen 
und „Kinderbetreuungen in besonderen Fällen“ (Brü-
ckenprojekte) haben in ihrem jeweiligen Zuständig-
keitsbereich Kindern im Alter bis zur Einschulung sowie 
Schülerinnen und Schülern sowie deren Erziehungsbe-
rechtigten bzw. Betreuungspersonen den Zutritt zu Be-
treuungsangeboten zu untersagen. 

 
2. Auszunehmen von Ziffer 1 sind Kinder im Alter bis zur 

Einschulung sowie Schülerinnen und Schüler, deren 
Erziehungsberechtigte/r bzw. Betreuungsperson eine 
unentbehrliche Schlüsselperson ist. Diese Betreuung 
soll erfolgen, sofern eine private Betreuung insbesonde-
re durch Familienangehörige oder die Ermöglichung 
flexibler Arbeitszeiten und Arbeitsgestaltung (bspw. 
Homeoffice) nicht gewährleistet  werden kann. 

 
 Schlüsselpersonen sind Angehörige von Berufsgrup-

pen, deren Tätigkeit der Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung sowie der medizinischen 
und pflegerischen Versorgung der Bevölkerung und der 
Aufrechterhaltung zentraler Funktionen des öffentlichen 
Lebens dient. Dazu zählen insbesondere: 

 
 Alle Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Ge-

sundheitsversorgung und der Pflege sowie der Behin-
dertenhilfe, Kinder- und Jugendhilfe, der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung einschließlich der nichtpolizeili-
chen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz), der Sicherstellung der öffentli-
chen Infrastrukturen (Telekommunikationsdienste, 
Energie, Wasser, öffentlicher Personennahverkehr, 
Entsorgung), der Lebensmittelversorgung und der 
Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz 
und Verwaltung dienen. 

 
3. Die Unentbehrlichkeit ist der betreffenden Einrichtung 

gegenüber durch eine schriftliche Bestätigung des je-
weiligen Arbeitgebers bzw. Dienstvorgesetzten nach-
zuweisen. 

 
Die Anordnung ist zunächst befristet bis zum 19.04.2020 
um 24.00 Uhr. 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 
und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung 
als bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt durch Veröf-
fentlichung im Amtsblatt des Kreises Lippe (Kreisblatt) und 
auf der Internetseite der Gemeinde Schlangen. 
 
Begründung: 
 
Die Gemeinde Schlangen ist nach § 28 Absatz 1 Satz 2 
IfSG i.V.m § 3 ZVO-IfSG für den Erlass von Schutzmaß-
nahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten zuständig. Unter den Voraussetzungen des § 
28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde die 
in § 33 IfSG genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder 
Teile davon schließen, bzw. Personen dazu verpflichten, 
von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, um eine weitere 
Ausbreitung von Krankheitserregern zu verhindern. 
 
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des 
Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, 
Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches 
transmissibles Agens, das bei Menschen eine Infektion o-
der übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei SARS-
CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sin-
ne des § 2 Nr. 1 IfSG. 
 
Die angeordnete Maßnahme ergeht auf Grund der derzeiti-
gen Einstufung der Verbreitung des neuen Coronavirus 
(Sars-CoV-2) als Pandemie durch die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO). Die WHO definiert eine Pandemie als 
eine Situation, in der die ganze Weltbevölkerung einem Er-
reger potenziell ausgesetzt ist und "potenziell ein Teil von 
ihr erkrankt". Zudem besteht auf Grund der Risikobewer-
tung des Robert Koch Instituts weiterhin auf globaler Ebene 
eine sich sehr dynamisch entwickelnde und ernst zu neh-
mende Situation, mit zum Teil schweren und auch tödli-
chen Krankheitsverläufen. Mit weiteren Fällen, Infektions-
ketten und Ausbrüchen muss in Deutschland gerechnet 
werden. Seit im Dezember 2019 erstmals in China Men-
schen von einer neuartigen Lungenkrankheit befallen wur-
den, breitet sich das Virus SARS-CoV-2 immer weiter aus. 
Auch in Deutschland und insbesondere in Nordrhein-
Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen. 
 
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen 
in den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen 
Entwicklung der SARS-CoV-2-Infektionen ist es erforder-
lich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beein-
flussung – insbesondere Verzögerung – der Ausbreitungs-
dynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-
CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils 
mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Perso-
nen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch-zu-
Mensch kommen. Zu den erforderlichen kontaktreduzie-
renden Maßnahmen gehört daher auch eine Beschränkung 
der Ausbreitung in besonders relevanten Einrichtungen wie 
Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege, wo 
Kinder auf engem Raum in Kontakt miteinander treten. 
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Zu Ziffer 1: 
In Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege 
kommt es zu zahlreichen Kontakten zwischen den Kindern 
und dem Betreuungspersonal. Nach den bisherigen Er-
kenntnissen erkranken Kinder zwar nicht schwer an CO-
VID-19. Sie können jedoch ebenso wie Erwachsene, ohne 
Symptome zu zeigen, Überträger des SARS-CoV-2 sein. 
Kinder sind zugleich besonders schutzbedürftig. Dabei ist 
die Übertragungsgefahr bei Kindern besonders hoch, da 
kindliches Verhalten regelmäßig einen spontanen engen 
körperlichen Kontakt der Kinder untereinander mit sich 
bringt. Das Einhalten disziplinierter Hygieneetiketten ist zu-
dem abhängig vom Alter und der Möglichkeit zur Über-
nahme von (Eigen-)Verantwortung und bedarf daher bei 
Kindern noch einer entwicklungsangemessenen Unterstüt-
zung durch Erwachsene. 
Diese Unterstützung kann in Kindertageseinrichtungen und 
der Kindertagespflege mit einer Vielzahl an betreuten Kin-
dern seitens der Betreuungspersonen nicht immer unun-
terbrochen sichergestellt werden. Damit steigt die Gefahr, 
dass sich Infektionen innerhalb der Einrichtung verbreiten 
und diese nach Hause in die Familien getragen werden. 
Aus diesen Gründen ist nach Abwägung aller Umstände 
eine allgemeingültige Anordnung erforderlich, um die Ver-
breitung der Infektion zu verhindern. 
 
Zu Ziffer 2: 
Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die medizini-
sche und pflegerische Versorgung der Bevölkerung muss 
unter Berücksichtigung der Erforderlichkeit der Zutrittsbe-
schränkung zu Kindertageseinrichtungen und der Kinderta-
gespflege aufrechterhalten werden. Dazu sind Maßnahmen 
zu ergreifen, die geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der ge-
nannten Personengruppen nicht aufgrund des Betreuungs-
bedarfs ihrer Kinder zu beeinträchtigen. Zu den üblichen 
Betreuungszeiten ist daher eine Beaufsichtigung und Be-
treuung in der jeweiligen Einrichtung für Kinder von unent-
behrlichen Schlüsselpersonen sicherzustellen. 
Jede Person, die in kritischer Infrastruktur tätig ist und eine 
Bescheinigung des Arbeitgebers zur Unabkömmlichkeit 
vorlegen kann, hat unabhängig von der familiären Situation 
einen individuellen Anspruch auf eine Betreuung ihrer Kin-
der in Kindertagesbetreuungsangeboten, wenn die Betreu-
ung nicht anderweitig verantwortungsvoll organisiert wer-
den kann. Es reicht damit aus, dass ein Elternteil eine ent-
sprechende Bescheinigung vorlegt. 
Der Nachweis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, um die 
Zahl der zu betreuenden Kinder so gering wie möglich zu 
halten, damit einer weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 
entgegengewirkt werden kann. Andernfalls wäre die Maß-
nahme des Betretungsverbotes von Kindertageseinrichtun-
gen und der Kindertagespflege nicht effektiv, wenn sich die 
Kinder in unveränderter Anzahl dort zu Betreuungszwe-
cken aufhalten würden. 
 
Zu Ziffer 3: 
Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient dem 
Nachweis des Betreuungsbedarfs. 
 
Die Gemeinde Schlangen ordnet deshalb nach umfassen-
der Interessenabwägung und Risikobewertung mit dieser 
Verfügung die vorgenannten Maßnahmen in ihrem  Ge-
meindegebiet an. 
 
Diese Anordnung gilt zunächst befristet bis zum  
19.04.2020. Dieser Zeitraum ist angemessen, um die wei-
tere Verbreitung kurzfristig zu verzögern. Eine kürzere Be-
fristung ist nicht angezeigt, da in den nächsten Wochen  

 
noch mit weiter steigenden Infektionszahlen zu rechnen ist. 
Sollte die Entwicklung zeigen, dass die Maßnahmen schon 
zu einem früheren Zeitpunkt nicht mehr erforderlich sind, 
wird die Anordnung geändert. Sofern über diesen Zeitpunkt 
hinaus Anordnungen notwendig sind, wird eine entspre-
chende Verlängerung der Maßnahme erfolgen. 
 
Die Maßnahmen sind geeignet, zu einer weiteren Verzöge-
rung der Infektionsdynamik beizutragen und daher erfor-
derlich. 
 
Mildere Maßnahmen sind aufgrund des Infektionsweges 
über Tröpfchen nicht gleichermaßen effektiv. Insbesondere 
ist es nicht ausreichend, das Betreten der vorgenannten 
Institutionen unter Anordnung von Auflagen zu erlauben, 
da nicht gewährleistet werden kann, dass alle empfohlenen 
Vorsorgemaßnahmen eingehalten werden können und die 
Risiken durch begleitende Maßnahmen (wie z. B. Hände-
desinfektion) ausreichend beseitigt wären. 
 
Die vorgenannten Maßnahmen sind geeignet, erforderlich 
und angemessen, um die konkret drohende Gefahr für die 
Gesundheit und das Leben von Menschen abzuwehren. 
Diese Gemeinwohlbelange rechtfertigen die Verbote und 
Beschränkungen. Die Gesundheit und das menschliche 
Leben genießen einen höheren Stellenwert als die allge-
meine Handlungsfreiheit. Den zu erwartenden Einschrän-
kungen, die auch wirtschaftlicher Natur sind, stehen erheb-
liche gesundheitliche Gefahren bei der unkontrollierten und 
nicht mehr nachverfolgbaren weiteren Verbreitung des 
Corona-Virus gegenüber. Bei der Abwägung überwiegen 
die Rechtsgüter der körperlichen Unversehrtheit des Ein-
zelnen sowie des Gesundheitsschutzes der Bevölkerung. 
Hierbei handelt es sich um Rechtsgüter von sehr hoher 
Bedeutung. Um dem staatlichen Schutzauftrag gerecht zu 
werden, sind die Verbote und Beschränkungen unter Ab-
wägung aller beteiligten Interessen daher gerechtfertigt. 
 
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollzieh-
bar nach § 28 Abs. 3 i.V.m § 16 Abs. 8 IfSG. Eine Klage 
hat somit keine aufschiebende Wirkung. 
Auf die Strafvorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird hin-
gewiesen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungs-
gericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 
3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift 
des Urkundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch 
Übertragung eines elektronischen Dokuments nach Maß-
gabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- 
und der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 
24.11.2017 (BGBI. S. 3803) einzureichen. 
 
Schlangen, den 25.03.2020 
 
 
Ulrich Knorr 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2020 
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258 Allgemeinverfügung der Gemeinde Schlangen 

zur Schließung aller schulischen Gemein-
schaftseinrichtungen zur Verhinderung der 
weiteren Ausbreitung des Corona-Virus 
(SARS-CoV-2) nach dem Gesetz zur Verhütung 
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten 
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) vom 
25.03.2020 

 
Auf der Grundlage des § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
12.11.1999 (GV NRW Seite 602), der §§ 3 Abs. 1, 7 Abs. 3 
und 9 Abs. 2 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse 
der Ordnungsbehörden vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 234) 
in Verbindung mit den §§ 28 Abs. 1 Satz 2 und 33 Nr. 3 
des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infekti-
onskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz — 
IfSG) vom 20.7.2000 (BGBI. l. Seite 1045) – alle in der zur-
zeit geltenden Fassung sowie des Erlasses des Ministeri-
ums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 13.3.2020 — IV B — erlässt der Bür-
germeister der Gemeinde Schlangen zur Verhütung einer 
Weiterverbreitung der Corona SARS-CoV-2 Virusinfektion 
folgende Allgemeinverfügung: 
 
1. Alle auf dem Gebiet der Gemeinde Schlangen befindli-

chen Schulen als Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne 
des § 33 Nr. 3 IfSG sind zunächst bis zum Ablauf des 
19.04.2020 zu schließen. Schulen im Sinne dieser All-
gemeinverfügung sind alle öffentlichen Schulen, Er-
satzschulen und Ergänzungsschulen im Sinne des 
Schulgesetzes. 

 
2. Von der Schließung der oben genannten Gemein-

schaftseinrichtungen sind bis zum Ablauf des 
19.04.2020  folgende Personen ausgeschlossen: 

 
a. Betreuungsbedürftige Schülerinnen und Schüler –in 

der Regel in den  Jahrgangsstufen 1 bis 6- als Kin-
der von unentbehrlichen Schlüsselpersonen, die für 
eine vor-Ort-Betreuung in den Schulräumlichkeiten 
zu den üblichen Unterrichtszeiten und den Zeiten 
einer Betreuung im offenen Ganztag (OGS) sicher-
gestellt werden muss, sofern eine private Betreuung 
insbesondere durch Familienangehörige oder die 
Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten oder Arbeitsge-
staltung (beispielsweise Homeoffice) nicht gewähr-
leistet werden kann, sowie 

b. die zur Wahrnehmung der vorgenannten Betreu-
ungsaufgabe erforderlichen Lehrkräfte und sonsti-
gen Kräfte, ferner Lehrkräfte der jeweiligen Schule 
zur Wahrnehmung dringend erforderlicher Dienst-
geschäfte (Abnahmen von Prüfungen, Teilnahme an 
Konferenzen). 

 
 Schlüsselpersonen im Sinne von Buchstabe a) sind 

Angehörige von Berufsgruppen, deren Tätigkeit der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung sowie der medizinischen und pflegerischen Ver-
sorgung der Bevölkerung und der Aufrechterhaltung 
zentraler Funktionen des öffentlichen Lebens dient. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 Dazu zählen insbesondere: 
 
 Alle Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Ge-

sundheitsversorgung und der Pflege sowie der Behin-
dertenhilfe, Kinder- und Jugendhilfe, der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung einschließlich der nichtpolizeili-
chen Gefahrenab wehr (Feuerwehr, Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz), der Sicherstellung der öffentli-
chen Infrastrukturen (Telekommunikationsdienste, 
Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Lebensmit-
telversorgung und der Handlungsfähigkeit zentraler 
Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung dienen. 

 
3. Die Notwendigkeit einer außerordentlichen schulischen 

Betreuung von Kindern der vorgenannten Personen-
gruppen ist durch schriftliche Bescheinigung des jewei-
ligen Arbeitgebers oder Dienstvorgesetzten gegenüber 
der Schulleitung nachzuweisen. 

 
Die Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft (§ 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungs-
verfahrensgesetz NRW). Die Bekanntgabe erfolgt durch 
Veröffentlichung im Kreisblatt, Amtsblatt des Kreises Lippe 
und auf der Internetseite der Gemeinde Schlangen. 
 
Die Anordnung ist zunächst befristet bis zum 19.04.2020 
um 24.00 Uhr. 
 
Begründung: 
 
Allgemein: 
 
Die Gemeinde Schlangen ist nach § 28 Absatz 1 Satz 2 
IfSG i.V.m § 3 ZVO-IfSG für den Erlass von Schutzmaß-
nahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten zuständig. Unter den Voraussetzungen des § 
28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde die 
in § 33 IfSG genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder 
Teile davon schließen, bzw. Personen dazu verpflichten, 
von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, um eine weitere 
Ausbreitung von Krankheitserregern zu verhindern. 
 
Mit Erlass vom 13.03.2020 hat das Ministerium für Ge-
sundheit, Arbeit und Soziales NRW den zuständigen Be-
hörden die Weisung zur Schließung aller öffentlichen Schu-
len, Ersatzschulen und Ergänzungsschulen im Sinne des 
Schulgesetzes zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 erteilt. 
 
Mit dieser Allgemeinverfügung setzt die Gemeinde Schlan-
gen als die nach § 3 der Verordnung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO IfSG) 
örtlich zuständige Behörde diesen Erlass um. 
 
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des 
Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, 
Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches 
transmissibles Agens, das bei Menschen eine Infektion o-
der übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei SARS-
CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sin-
ne des § 2 Nr. 1 IfSG. 
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Die angeordnete Maßnahme ergeht auf Grund der derzeiti-
gen Einstufung der Verbreitung des neuen Coronavirus 
(Sars-CoV-2) als Pandemie durch die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO). Die WHO definiert eine Pandemie als 
eine Situation, in der die ganze Weltbevölkerung einem Er-
reger potenziell ausgesetzt ist und "potenziell ein Teil von 
ihr erkrankt". Zudem besteht auf Grund der Risikobewer-
tung des Robert Koch Instituts weiterhin auf globaler Ebene 
eine sich sehr dynamisch entwickelnde und ernst zu neh-
mende Situation, mit zum Teil schweren und auch tödli-
chen Krankheitsverläufen. Mit weiteren Fällen, Infektions-
ketten und Ausbrüchen muss in Deutschland gerechnet 
werden. Seit im Dezember 2019 erstmals in China Men-
schen von einer neuartigen Lungenkrankheit befallen wur-
den, breitet sich das Virus SARS-CoV-2 immer weiter aus. 
Auch in Deutschland und insbesondere in Nordrhein-
Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche,  stetig ansteigen-
de Infektionen. 
 
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen 
in den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen 
Entwicklung der SARS-CoV-2-Infektionen ist es erforder-
lich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beein-
flussung – insbesondere Verzögerung – der Ausbreitungs-
dynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-
CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils 
mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Perso-
nen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch-zu-
Mensch kommen. Zu den erforderlichen kontaktreduzie-
renden Maßnahmen auf der Grundlage des § 28 Absatz 1 
Satz 2 IfSG gehört daher auch eine Beschränkung der 
Ausbreitung in besonders relevanten Einrichtungen wie 
Schulen, wo viele Menschen auf engem Raum in Kontakt 
miteinander treten. 
 
Im Besonderen 
 
Zu Ziffer 1: 
In Schulen kommt es im Klassenverband und bei schulin-
ternen Veranstaltungen zu zahlreichen Kontakten zwischen 
den Schülerinnen und Schülern sowie dem Lehr- und Auf-
sichtspersonal.  Nach den bisherigen Erkenntnissen er-
kranken Kinder zwar nicht schwer an COVID-19. Sie kön-
nen jedoch ebenso wie Erwachsene, ohne Symptome zu 
zeigen, Überträger des SARS-CoV-2 sein. Kinder und Ju-
gendliche sind zugleich besonders schutzbedürftig. Dabei 
ist die Übertragungsgefahr bei Kindern besonders hoch, da 
kindliches Verhalten unter anderem in den Unterrichtspau-
sen sowie der Nachmittagsbetreuung, regelmäßig einen 
spontanen engen körperlichen Kontakt der Kinder unterei-
nander mit sich bringt. Das Einhalten disziplinierter Hygie-
neetiketten ist zudem abhängig vom Alter und der Möglich-
keit zur Übernahme von (Eigen-)Verantwortung und bedarf 
daher bei Kindern noch einer entwicklungsangemessenen 
Unterstützung durch Erwachsene. 
 
Diese Unterstützung kann in Schulen mit einer Vielzahl an 
betreuten Kindern seitens der Lehr- und Aufsichtspersonen 
nicht immer ununterbrochen sichergestellt werden. Damit 
steigt die Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb der Ein-
richtung verbreiten und diese nach Hause in die Familien 
getragen werden. Aus diesen Gründen ist nach Abwägung 
aller Umstände eine allgemeingültige Anordnung erforder-
lich, um die Verbreitung der Infektion zu verhindern. 
 

 
Zu Ziffer 2: 
Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die medizini-
sche und pflegerische Versorgung der Bevölkerung muss 
unter Berücksichtigung der Einstellung des Schulbetriebs 
aufrechterhalten werden. Dazu sind Maßnahmen zu ergrei-
fen, die geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der genannten 
Personengruppen nicht aufgrund des Betreuungsbedarfs 
ihrer Kinder zu beeinträchtigen. Zu den üblichen Unter-
richts- und Betreuungszeiten ist daher eine Beaufsichti-
gung und Betreuung im Schulgebäude für betreuungsbe-
dürftige Kinder von unentbehrlichen Schlüsselpersonen si-
cherzustellen. 
Der Nachweis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, um die 
Zahl der zu betreuenden Kinder so gering wie möglich zu 
halten, damit einer weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 
entgegengewirkt werden kann. Andernfalls wäre die Maß-
nahme des Schulschließung nicht effektiv, wenn sich zu-
gleich Schülerinnen und Schüler in unveränderter Anzahl 
dort zu Betreuungszwecken aufhalten würden. 
 
Zu Ziffer 3: 
Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient dem 
Nachweis des Betreuungsbedarfs. 
 
Die Gemeinde Schlangen ordnet deshalb nach umfassen-
der Interessenabwägung und Risikobewertung mit dieser 
Allgemeinverfügung die vorgenannten Maßnahmen in ih-
rem Gemeindegebiet an. 
 
Diese Anordnung gilt zunächst befristet bis zum bis 
19.04.2020. Dieser Zeitraum ist angemessen, um die wei-
tere Verbreitung kurzfristig zu verzögern. Eine kürzere Be-
fristung ist nicht angezeigt, da in den nächsten Wochen 
noch mit weiter steigenden Infektionszahlen zu rechnen ist. 
Sollte die Entwicklung zeigen, dass die Maßnahmen schon 
zu einem früheren Zeitpunkt nicht mehr erforderlich sind, 
wird die Anordnung geändert. Sofern über diesen Zeitpunkt 
hinaus Anordnungen notwendig sind, wird eine entspre-
chende Verlängerung der Maßnahme erfolgen. 
 
Die Maßnahmen sind geeignet, zu einer weiteren Verzöge-
rung der Infektionsdynamik beizutragen und daher erfor-
derlich. 
 
Mildere Maßnahmen sind aufgrund des Infektionsweges 
über Tröpfchen nicht gleichermaßen effektiv. Insbesondere 
ist es nicht ausreichend, das Betreten der vorgenannten 
Institutionen unter Anordnung von Auflagen zu erlauben, 
da nicht gewährleistet werden kann, dass alle empfohlenen 
Vorsorgemaßnahmen eingehalten werden können und die 
Risiken durch begleitende Maßnahmen (wie z. B. Hände-
desinfektion) ausreichend beseitigt wären. 
 
Die vorgenannten Maßnahmen sind geeignet, erforderlich 
und angemessen, um die konkret drohende Gefahr für die 
Gesundheit und das Leben von Menschen abzuwehren. 
Diese Gemeinwohlbelange rechtfertigen die Verbote und 
Beschränkungen. Die Gesundheit und das menschliche 
Leben genießen einen höheren Stellenwert als die allge-
meine Handlungsfreiheit. Den zu erwartenden Einschrän-
kungen stehen erhebliche gesundheitliche Gefahren bei 
der unkontrollierten und nicht mehr nachverfolgbaren wei-
teren Verbreitung des Corona-Virus gegenüber. Bei der 
Abwägung überwiegen die Rechtsgüter der körperlichen 
Unversehrtheit des Einzelnen sowie des Gesundheits-
schutzes der Bevölkerung. Hierbei handelt es sich um  
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Rechtsgüter von sehr hoher Bedeutung. Um dem staatli-
chen Schutzauftrag gerecht zu werden, sind die Verbote 
und Beschränkungen unter Abwägung aller beteiligten Inte-
ressen daher gerechtfertigt. 
 
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetz sofort vollziehbar 
nach § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG.  
 
Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wirkung. 
 
Hinweis: 
 
Nach § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer einer voll-
ziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG zuwi-
derhandelt. Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe (§ 75 
Abs. 4 IfSG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungs-
gericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 
3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift 
des Urkundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch 
Übertragung eines elektronischen Dokuments nach Maß-
gabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- 
und der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 
24.11.2017 (BGBI. S. 3803) einzureichen. 
 
Schlangen, den 25.03.2020 
 
 
Ulrich Knorr 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2020 
 
 
 
 
 
 
 


